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An den Verkehrsausschuss Nordrhein-Westfalen 

Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf  

 

Stellungnahme: Milliardenschwere Finanzierungslücke im 
Bundeshaushalt für Straße und Schiene – Nordrhein-
Westfalen muss dringend handeln, um eine bedarfsge-
rechte Infrastruktur im Landesgebiet zu gewährleisten“ 

Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 18/15914 

 

Die Bundesregierung plant in den Jahren 2025 bis 2029 Investitionen in die Bundes-

schienenwege in Höhe von rund 107 Mrd. EUR. Das entspricht durchschnittlich über 

21 Mrd. EUR pro Jahr. Ggü. dem 5-Jahres-Zeitraum zwischen 2020-2024 bedeutet 

das eine Verdopplung der Investitionen. Möglich werden die Zusatzmittel durch das 

Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK). 81 Mrd. EUR der 107 

Mrd. EUR sollen nach aktuellem Stand aus dem Bundesanteil des SVIK finanziert 

werden. 

Der Bundeshaushalt 2026 wird Ende November durch den Bundestag beschlossen. 

Der Haushaltsausschuss hat in seiner Bereinigungssitzung Mitte November über die 

finale Mittelbereitstellung beraten. Für die Schieneninfrastruktur werden 2026 knapp 

22 Mrd. EUR an Bundesmitteln für Investitionen zur Verfügung stehen. Davon stam-

men 18,8 Mrd. Euro aus dem SVIK. Der Großteil fließt in die Modernisierung des Be-

standsnetzes (16,3 Mrd. EUR), 2,5 Mrd. EUR in die Digitalisierung. Für den Bedarfs-

plan sind knapp 2,4 Mrd. EUR im Kernhaushalt eingeplant. 

Durch das SVIK wird der seit mehreren Jahren begonnene Investitionshochlauf noch-

mals deutlich beschleunigt. Der Mittelhochlauf führte und führt auch und gerade in 

Nordrhein-Westfalen zu spürbar höheren Investitionen: 2025 investiert die DB rd. 2,4 

Mrd. EUR in die Schiene. Das bedeutet ein Plus von 21% ggü. 2024. Für 2026 ist ein 

weiterer Anstieg der Investitionen geplant. Die Mengen in den relevanten Gewerken 

wie Gleisen, Weichen, Brücken und Oberleitungen wurden bereits in den letzten Jah-

ren deutlich gesteigert. Auch in die Instandhaltung investiert die DB sukzessive mehr. 

Das gilt für die Hochleistungskorridore, aber auch für das Flächennetz. 

Das Ziel ist klar: Die Schieneninfrastruktur muss wieder leistungsfähig werden. Aktu-

ell ist die Infrastruktur zu alt, zu voll und zu störanfällig. Das gilt insbesondere auch 

für Nordrhein-Westfalen: Gemäß Infrastrukturzustandsbericht der DB InfraGO 2024 

ist das Schienennetz mit einer Note von 3,27 in einem schlechteren Zustand als im 

Bundesdurchschnitt (3,00). Gleichzeitig haben die Strecken im Land eine hohe Be-

deutung für das gesamte Netz: Durch den hohen Anteil überregionaler Verkehre im 
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Fern- und Güterverkehr ergeben sich signifikante Ausstrahlwirkungen auf die Ge-

samtpünktlichkeit im Netz.  

Es besteht insoweit ein hoher Handlungsbedarf, den die DB konsequent angeht. Die 

Sanierung von Hochleistungskorridoren ist ein wesentliches Element der Investiti-

onsoffensive, um die Hauptstrecken in Deutschland wieder leistungsfähig und pünkt-

licher zu machen. Dazu hat sich die Bundesregierung bekannt: Im Koalitionsvertrag 

ist die Finanzierung aus dem Sondervermögen verankert. Die „Agenda für zufriedene 

Kunden auf der Schiene“ des Bundesverkehrsministeriums bekräftigt die Umsetzung. 

Das heißt: Bis 2036 werden insgesamt 42 und damit alle Hochleistungskorridore sa-

niert. Entsprechend der Bedeutung des Netzes in Nordrhein-Westfalen werden hier 

zehn Korridore umfassend saniert. Nach Emmerich-Oberhausen im Jahr 2025 sind 

2026 Hagen-Wuppertal-Köln sowie Troisdorf-Koblenz an der Reihe. 

Weiter plant die DB mehr Investitionen in das Flächennetz, in attraktive Zukunfts-

bahnhöfe, die Digitalisierung und kleine/mittlere Maßnahmen zur schnellen Kapazi-

tätserweiterung. Und auch Neu-, Ausbau- und Elektrifizierungsprojekte wie Em-

merich-Oberhausen, die S-Bahn Köln S13 oder dem Rhein-Ruhr-Express (RRX) sol-

len weiter umgesetzt werden. 

Für die Umsetzung der Vorhaben braucht es eine bedarfsgerechte und langfristige 

Finanzierung. Mit den bis 2029 in Aussicht gestellten Mitteln können erhebliche In-

vestitionen zur Verbesserung der Infrastruktur umgesetzt werden. Mit dem Bundes-

haushalt 2026 sind die Bedarfe für die Infrastruktur größtenteils gedeckt. Für die Zeit 

ab 2027 muss sichergestellt werden, dass eine verlässliche und auskömmliche Fi-

nanzierung auch mittel- und langfristig erreicht wird.  

Eine klare Finanzierungsstruktur mit langfristiger Planbarkeit und Flexibilität der Mit-

telbereitstellung könnte über die Einführung eines Eisenbahninfrastrukturfonds er-

reicht werden. Er ist im Koalitionsvertrag als Ziel verankert und auch im Reformkon-

zept des Bundesverkehrsministeriums enthalten. 

Neben der Finanzierungsstruktur sind darüber hinaus weitere Rahmenbedingungen 

erforderlich, um die schnelle und nachhaltige Wirksamkeit der Investitionen sicherzu-

stellen. Hierzu zählt allen voran der Bürokratieabbau und die Beschleunigung von 

Planungs- und Genehmigungsverfahren. Das Bundesverkehrsministerium hat ein 

entsprechendes Infrastruktur-Zukunftsgesetz vorgelegt. 

 

 


